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§ 1 Einführung 

A. Der Doppelcharakter der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

Nahezu jede industrielle sowie jede größere gewerbliche Anlage1 muß vor 
ihrer Errichtung und ihrem Betrieb das immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren durchlaufen, welches mit derErteilungoder der Versagung der 
Genehmigung seinen Abschluß findet. Dem Genehmigungsverfahren kommt 
dabei eine Doppelnatur zu.2 Zum einen dient es dem Zweck, vorab zu überprü-
fen, ob die Anlage mit den gesetzlichen Vorschriften vereinbar ist.3 Anlagen, 
die "auf Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebes in besonderem Maße 
geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer 
Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu 
benachteiligen oder erheblich zu belästigen"4, sollen einer präventiven5 staatli-
chen Kontrolle unterworfen werden. Das Genehmigungsverfahren ist damit 
Ausdruck einer vorbeugenden Gefahrenabwehr, die das staatliche Handeln der 
modernen Industriegesellschaft kennzeichnet. "Gefahrenneigungen" sollen sich 
gar nicht erst zu einer "Gefahr" im polizeirechtlichen Sinne verdichten.6 

Zum anderen stabilisiert die Genehmigung wie jeder Verwaltungsakt die 
Rechtsstellung des Setreibers in einem näher zu untersuchenden Umfang.? 
Verwaltungsakte haben gemäß§ 35 VwVfG allgemein die Funktion, Rechtsbe-
ziehungen verbindlich zu regeln und damit zu konkretisieren und zu stabilisie-

1 Eine abschließende Bestimmung der genehmigungsbedürftigen Anlagen befindet sich im An-
hangder4. BlmSchV. 

2 Siehe dazu unten § 2 C; vgl. auch Murswiek, Verantwortung, S. 306 ff.; Murswiek, Wissen-
schaftliche und technische Entwicklungen, VVDStRL 48 (1990), S. 207,209. 

3 Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 9 Rn. 51; Wahl, HdUR, Stichwort "Erlaubnis", Sp. 433 ff. 
4 § 4 Abs. I S. I BimSchG. 
5 Zum Begriff und zum Inhalt der Prävention siehe Denninger, Der Präventions-Staat, KJ 1988, 

S. I; Grimm, Prävention, KritV 1986, S. 38; Grimm, Die Zukunft der Verfassung, Staatswiss. u. 
Staatspraxis 1990, S. 5, 14 ff. 

6 Faber, Verwaltungsrecht, § 29 I, S. 296. 
7 Grundlegend Vogel, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 28 (1970), S. 269; Vogel, in: DIWIV/M, 

S. 343 f.; vgl. auch Engisch, Die Idee der Konkretisierung, S. 216; J. Martens, Baugenehmigung, 
JuS 1975, S. 69, 73 f.; Maurer, Kontinuitätsgewähr, Rn. 66; Schmidt-Aßmann, Rechtsfonneo des 
Verwaltungshandelns, DVBI. 1989, S. 533, 536; Wahl, Genehmigung und Planungsentscheidung, 
DVBI. 1982, S. 51 ff.; Wahl, HdUR, Stichwort "Erlaubnis", Sp. 437. Zu den Schutzwirkungen einer 
Genehmigung jetzt auch ausführlich Engel, Planungssicherheit, insbes. S. 4 ff. 

2• 



20 § I Einführung 

ren.8 Die rechtlichen Konsequenzen der Genehmigungspflicht erschöpfen sich 
damit nicht in der präventiven Kontrolle privater Tätigkeit. Bei allen Streitig-
keiten im Detail besteht Übereinstimmung darüber, daß die Genehmigung dem 
Bedürfnis des Betreibers nach Rechtssicherheit Rechnung tragen muß. Sie 
schließt ein umfangreiches Verwaltungsverfahren ab. Sie ist ein begünstigender 
Verwaltungakt und modifiziert die Rechtspositionen des Betreibers, der Be-
hörde sowie bestimmter Dritter. Im Rahmen ihres Regelungsgehaltes ist der 
Rückgriff auf die abstrakte, durch das objektive Recht gekennzeichnete 
Rechtslage ausgeschlossen.9 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung soll dem Betreiber eine ver-
läßliche Investitionsgrundlage verschaffen. 10 Ohne der rechtlichen Wertung 
vorgreifen zu wollen, kann das Genehmigungsverfahren als ein "Industriezulas-
sungsverfahren"11 charakterisiert werden, in dem eine Vielzahl von miteinan-
der in Konflikt stehenden Interessen wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer 
Natur geprüft werden und an dessen Ende die Erteilung bzw. die Versagung der 
Erlaubnis steht. 12 Da die immissionsschutzrechtliche Genehmigung unbefristet 
gilt, darf die Anlage in der genehmigten Form grundsätzlich auf Dauer betrie-
ben werden. Einer der wesentlichen Unterschiede zwischen der Genehmigungs-
und der anschließenden Überwachungsphase liegt darin, daß der Betreiber auf-
grund der erteilten Genehmigung einen gewissen Vertrauensschutz genießt. 13 
Zweck der Genehmigung ist es damit auch, die Diskussion um die Zulässigkeit 
der Anlage zu beenden.14 

Von der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung erhofft man sich also 
in zweifacher Hinsicht Sicherheit: Sicherheit für die Allgemeinheit, die Nach-
barschaft und die Umwelt vor den Auswirkungen der Anlage einerseits, Si-

8 Dies bringen auch § 43 Abs. 2 sowie§§ 48 ff. VwVfG zum Ausdruck. 
9 J. Martens, Baugenehmigung, JuS 1975, S. 69, 74; Wahl, HdUR, Stichwort "Erlaubnis", 

Sp. 437. 
10 Vgl. dazu die Begründung des Gesetzentwurfes, BT-Ds. 71179, S. 30, wonach die immis-

sionsschutzrechtliche Genehmigung im wesentlichen die gleichen Rechtswirkungen wie die gewer-
berechtliche Genehmigung haben soll. 

11 Feldhaus, Bestandsschutz, WiVerw 1986, S. 67; Jarass, Bestandsschutz, DVBI. 1986, 
S. 314. 

12 Vgl. Kloepfer/Rehbinder/Schmidt-Aßrrumn/Kunig, Entwurf zum Allg. Teil eines UGB, 
S. 398, die es heute als verfassungsrechtlich anerkannt ansehen, daß eine Genehmigung auch Zutei-
lungs- und Bewirtschaftungsfunktionen haben kann; a.A. noch BVerfGE 20, 150, 158. Siehe dazu 
§ 2 B.III. 

13 Feldhaus, BlmSchG, § 4 Anm. 37; vgl. auch H.P. Schneider, Verantwortung, S. 119. 
14 Vgl. auch Luhmann, Verwaltungswissenschaft, S. 64, der eine spezifische Funktion von 

Verwaltungssystemen darin sieht, bindende Entscheidungen herzustellen. Unabhängig von der kon-
kreten Ausgestaltung ist technisches Sicherheitsrecht damit immer auch Technikförderungs- und 
Technikermöglichungsrecht; so Murswiek, Wissenschaftliche und technische Entwicklungen, 
VVDStRL 49 (1989), S. 207, 209. 
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cherheit für die auf der Grundlage der Genehmigung vorgenommenen Investi-
tionen andererseits. In ihr bündeln sich wie in einem Brennglas die Probleme 
moderner Technik, die sich aus dem Spannungsverhältnis zwischen industriel-
ler Betätigung und Umweltschutz ergeben. 

B. Sicherheit und Risikogesellschaft 

Die Dynamik des Umfeldes verschärft das Spannungsverhältnis der antago-
nistischen Sicherheitsbedürfnisse. Angesichts des rasanten Fortschritts von 
Wissenschaft und Technik sowie der begrenzten menschlichen Erkenntnis muß 
die Genehmigungsbehörde zwangsläufig unter Ungewißheitsbedingungen ent-
scheiden. Die beschränkte Reichweite menschlicher Prognose- und Steue-
rungskraft macht eine Vorabkontrolle immer unzulänglich. 15 Nahezu täglich 
werden neue Gefährdungen, Schäden und Risiken bekannt. Mit dem Zuwachs 
des Wissens nimmt die Unsicherheit nicht ab. Vielmehr zeigen sich immer 
neue Wirkungszusammenhänge, die zu einer ständig anwachsenden Komple-
xität der zu beurteilenden Sachverhalte führen .16 Wahrscheinlichkeitsurteile 
über die Schädlichkeit und Wirkung von Stoffen können angesichts ihrer Viel-
zahl und der unter ihnen stattfindenden Reaktionen nur sehr eingeschränkt ab-
gegeben werden. Beck hat hierfür den Begriff "Risikogesellschaft" geprägt. 17 

Die Genehmigung verspricht Sicherheit, die sie nicht in vollem Umfang ga-
rantieren kann. Dauerhafte Sicherheit durch Genehmigung verlangt etwas Un-
mögliches. Die ihr zugrundeliegenden naturwissenschaftlichen Erkenntnisse 
befinden sich immer nur auf dem neuesten Stand unwiderlegten möglichen 
Irrtums. 18 Die Sicherheit der Risikogesellschaft wurde einmal als etwas be-
zeichnet, bei dem nur sicher scheint, daß alles immer sehr viel mehr und ganz 
andere Folgen hat, als man dies zu Anfang meinte. 19 

15 Berg, Entscheidung bei ungewissem Sachverhalt, S. 18. 
16 Vgl. dazu Munzert, Die öffentliche Verwaltung, DVP 1989, S. 335, der die Probleme der 

Verwaltung im Spannungsfeld technischer, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und rechtlicher Ver-
änderungen beschreibt. Zu recht sieht deshalb Luhmnnn, Ökologische Kommunikation, S. 32, die 
Verarbeitung der Unsicherheit und Komplexität gerade im modernen Umweltrecht als zentrales 
Problem an. 

17 Beck, Risikogesellschaft u. ders., Gegengifte - Die organisierte Unverantwortlichkeit; allg. 
zu den immer größer werdenden Risiken des technischen Fortschritts und zur staatlichen Mitver-
antwortung Grawert, Technischer Fonschritt, FS Broermann, S. 457 ff. 

18 BVerfGE 49, 89, 143 (Kalkar). 
19 Dah/, Die letzte Illussion, Die Zeit, Nr. 48 vom 23. 11. 1990, S. 57, 58; vgl. auch Murswiek, 

Wissenschaftliche und technische Entwickungen, VVDStRL 48 (1990), S. 207, 227, der in Bezug 
auf die Gentechnologie die Unmöglichkeit umfassender Technikbewältigung hervorhebt. 
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